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Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


betr. Vorlage eines Gesetzentwurfs über die Einführung 
einer Rüstungsgewinnabgabe 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

alsbald dem Bundestag einen Gesetzentwurf vorzulegen, welcher 

die folgenden Grundsätze verwirklicht: 

1. Der aus der Herstellung von Waffen und Ausrüstungsgegen- 
ständen für die deutschen Streitkräfte oder von hierzu dienenden 
Halbfertigfabrikaten erzielte Gewinn wird einer Rüstungsgewinn- 
abgabe unterworfen. Gleiches gilt für den Handel mit solchen 
Erzeugnissen. 

2. Für Betriebe, die den Richtlinien der Bundesregierung vom 
31. März 1954 für die Berücksichtigung bevorzugter Bewerber 
bei der Vergabe von Öffentlichen Aufträgen (Bundesanzeiger 
Nr. 68/1954) entsprechen, sind fühlbare Erleichterungen bei der 
Rüstungsgewinnabgabe, in besonderen Fällen Erlaß derselben, 
vorzusehen. 

3. Das Aufkommen aus der Rüstungsgewinnabgabe ist zweckge- 
bunden für die Eingliederung der Heimatvertriebenen, Sowjet- 
zonenflüchtlinge, Kriegssachgeschädigten, Kriegsbeschädigten und 
Heimkehrer zu verwenden. 


Bonn, den 11. Oktober 1955 


Seiboth und Fraktion 
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